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Haftung bei unausgeglichenem Budget
Sachverhalt

Per 01.08.2008 habe ich (Frau S.) die Vormundschaft von Frau Z. übernommen. Frau Z. ist eine junge, geistig behinderte Frau. Sie lebt in einer Institution. Aufgrund ihrer Krankheit hat sie sich in der Vergangenheit immer wieder während längerer Zeit in der psychiatrischen Klinik aufgehalten. 

Bei der Durchsicht der Unterlagen ist mir kurz nach Mandatsübernahme aufgefallen, dass in den vergangenen Rechnungsperioden beträchtliche Vermögensreduktionen verzeichnet wurden. Im Rahmen von Art. 454 ZGB habe ich zwischenzeitlich die Unterlagen detailliert geprüft. Die Fakten sind wie folgt:
Vormündin ab 2002: Frau R. 

Stand Vermögen per 28.02.2002: CHF 15'354.50

Stand Vermögen per 31.01.2004: CHF 18'272.65

Vormund ab 01.04.2004: Herr J. 

Stand Vermögen per 31.03.2006: CHF 3'806.70 (Vermögensverminderung in der Zeit 31.01.2004 - 31.03.2006 im Betrag von CHF 14'465.95)

Stand Vermögen per 31.07.2006: CHF 3'229.50

Vormündin ab 01.09.2006: Frau G. 

Stand Vermögen per 31.07.2008: Schulden im Betrag von CHF 5'925.13 (Vermögensverminderung in der Zeit 31.07.2006 - 31.07.2008 im Betrag von CHF 9'154.63)
Vormündin ab 01.08.2008: Frau S. 

Die Vermögensreduktion in der Zeit vom 31.01.2004 bis 31.03.2006 wurde vom damaligen Vormund Herr J. damit begründet, dass während einem halben Jahr eine finanzielle Doppelbelastung stattgefunden hat. Während dieser Zeit hat sowohl die psychiatrische Klinik als auch die Institution Rechnungen für den Aufenthalt von Frau Z. gestellt. Die Einnahmeseite war während dieser Zeit unverändert, d.h. IV und EL, berechnet für den Aufenthalt in der Institution. Frau Z. galt zwischenzeitlich als chronische Patientin in der Klinik, was zu entsprechenden Kosten führte. Dies war während einer Zeit, als Frau Z. nach einem langen Klinikaufenthalt in die Institution reintegriert wurde. Sie pendelte in dieser Zeit quasi zwischen Klinik und Institution hin und her. Schliesslich gelang eine Reintegration in die Institution.  

Die Vormündin Frau G. hat diesen Sachverhalt zu einem späteren Zeitpunkt in Fakten dargelegt. Frau Z. musste für die Monate Juli bis Oktober 2005 und noch anfangs des Jahres 2006 für insgesamt CHF 19'056.50 Mehrkosten selber aufkommen. Frau G. hatte die Krankenkasse um Kostenübernahme für die Klinikaufenthalte ersucht, dies wurde jedoch mit der Begründung, dass Frau Z. eine chronische Patientin ist, abgelehnt. 

Frau G. war klar, dass das Budget von Frau Z. aufgrund der grossen Vermögensreduktion sehr angespannt war. Trotzdem ist es während ihrer Mandatsführung zu einer weiteren Vermögensabnahme innerhalb von zwei Jahren im Betrag von CHF 9'154.63 gekommen. Die Schlussrechnung von Frau G. wurde der Behörde am 18.08.2008 zugestellt. Die Vormundschaftsbehörde hat die Rechnung von Frau G. geprüft und genehmigt.

Als Vormündin seit 01.08.2008 habe ich die Rechnung von Frau G. geprüft. Ich konnte keine offensichtlichen Fehler entdecken. Die EL wurden jeweils der aktuellen Situation angepasst, Arztkosten wurden durch die Krankenkasse rückerstattet, die Krankenkassen-Selbstbehalte bei der Ergänzungsleistung zurückgefordert etc. 

Mir ist lediglich aufgefallen, dass immer wieder Nebenkosten im Zusammenhang mit Klinikaufenthalten angefallen sind. Diese sollten jedoch insofern grösstenteils abgedeckt werden, dass die Institution während Abwesenheitstagen einen tieferen Tarif anwendet. Die dadurch entstandenen “Einsparungen“ sollten für die Nebenkosten grösstenteils ausreichen.

Es scheint, dass Frau G. das Budget gemäss EL nicht vollständig eingehalten hat. Ich vermute, dass sie zuviel Taschengeld gesprochen hat, da Frau Z. als junge Frau doch diverse Bedürfnisse hat. Weiter vermute ich, dass z.B. auch Zusatzversicherungen nach VVG nicht explizit im Budget berücksichtigt wurden. Aufgefallen ist mir zudem, dass die Prämien für die Krankenkasse nach KVG höher waren, als dies gemäss Berechnung EL vorgesehen ist. Weiter war ein zusätzliche Unfallversicherung abgeschlossen, welche nicht ungedingt erforderlich ist. 

Da es sich doch um eine beträchtliche Vermögensabnahme handelt, welche schliesslich sogar zu Schulden führte, stellt sich für mich die Frage, ob eine Verantwortlichkeitsklage gegenüber Frau G. angezeigt ist. Ich bin mir bewusst, dass diese Möglichkeit nur noch in Bezug auf Frau G. und nicht in Bezug auf Herrn J. besteht. Meines Erachtens hat Frau G. die Regeln einer sorgfältigen Verwaltung insofern verletzt, dass Frau Z. nun Schulden hat und sämtliche Ersparnisse aufgebraucht sind. Gleichzeitig bin ich mir jedoch bewusst, dass die Mandatsführung unter “erschwerten Bedingungen“ stattgefunden hat. 

Ferner überlege ich mir, ob Frau G. nicht dafür haftbar gemacht werden kann, dass sie in Bezug auf die Rechnungsführung durch Herrn J. nichts unternommen hat. 

Fragen: 

1. Wie verhält es sich mit der Verantwortlichkeitsklage, wenn keine “offensichtlichen“ Fehler begangen wurden, sondern einfach ein unausgeglichenes Budget das Problem ist?

2. Ist im geschilderten Fall eine Verantwortlichkeitsklage angezeigt?

3. Wie verhält es sich mit der Tatsache, dass die Schlussrechnung von Frau G. durch die Behörde genehmigt wurde, obwohl während der Mandatsführung Schulden entstanden sind?

4. Was muss ich als Vormündin nun konkret unternehmen?

Erwägungen
1. Gemäss Art. 426 ZGB haben der Vormund und die Mitglieder der vormundschaftlichen Behörden bei der Ausübung ihres Amtes die Regeln einer sorgfältigen Verwaltung zu beobachten und haften für den Schaden, den sie absichtlich oder fahrlässig verschulden.  Bei gleichzeitiger Haftung von Mandatsträger und Mitgliedern der Vormundschaftsbehörde sind letztere nur für das haftbar, was vom Mandatsträger nicht erhältlich ist (Art. 429 ZGB/Stufenhaftung). Jedes Mitglied der Vormundschaftsbehörde haftet nach seinem Anteil (Art. 428 ZGB/Anteilshaftung). 
Voraussetzungen für die Geltendmachung von Haftungsansprüchen sind, dass ein bezifferbarer Vermögensschaden besteht, dass die Schadenszufügung widerrechtlich, u.a. durch eine Sorgfaltspflichtverletzung entstanden ist, dass ein Kausalzusammenhang zwischen pflichtwidrigem Verhalten und eingetretenem Schaden besteht und dass das Verhalten subjektiv vorwerfbar ist (Fahrlässigkeit/Absicht). Der Massstab für die Sorgfaltspflichtverletzung ist ein objektiver, der alle Interessen des Mündels berücksichtigt. Nicht irgendein richtiges Verhalten, sondern ein durch die Natur der Sache gegebenes idealtypisches Verhalten, das ein gewissenhafter und vernünftiger Mensch desselben Verkehrskreises wie der Verantwortliche unter den gleichen Umständen als erforderlich ansehen würde (Christoph Caviezel, die Vermögensverwaltung durch den Vormund, S. 240 f.), ist notwendig. Die Stufenhaftung kommt nur dann zum Tragen, wenn das Verschulden des unteren Organs grösser oder zumindest gleich gross wie dasjenige des oberen Organs ist; teilweise ist eine gleichzeitige Geltendmachung der Haftung gegen beide Organe zulässig (BGE 68 II 360/BGE 61 II 360 f., zit. in H. Aeppli, Die Verantwortlichkeit vormundschaftlicher Organe, S. 53 ff.). 
Die Verjährungsfrist gegenüber den unmittelbar haftbaren Mitgliedern der vormundschaftlichen Behörde endet gemäss Art. 454 ZGB mit Ablauf eines Jahres nach Zustellung der Schlussrechnung; gegenüber den nicht unmittelbar haftenden Mitgliedern mit Ablauf eines Jahres, nachdem sie erhoben werden konnte. Ist ein Verantwortlichkeitsgrund erst nach Beginn der ordentlichen Verjährungsfrist gemäss Art. 454 ZGB entdeckt worden, so verjährt die Klage gemäss Art. 455 ZGB erst mit Ablauf eines Jahres nachdem der Verantwortlichkeitsgrund entdeckt wurde; in jedem Falle aber 10 Jahre nach der ordentlichen Verjährungsfrist.
2. Rechtliche Grundlagen für die Vermögenssorge bei Vormundschaften finden sich insbesondere in den Art. 398 ff. ZGB sowie 413 f. ZGB. Im Zusammenhang mit einem allfälligen konkreten Auftrag gemäss dem Errichtungsbeschluss der Vormundschaftsbehörde und weiteren relevanten Grundlagen für die Mandatsführung (Rechtsprechung, Kommentare, Weisungen der Aufsichtsbehörde, Berufskodex Soziale Arbeit etc.) lassen sich die Sorgfaltspflichten für das einzelne Mandat genauer umschreiben und konkretisieren. 
Der Vormund hat gemäss Art. 413 Abs. 1 ZGB das Vermögen des Bevormundeten sorgfältig zu verwalten. Damit verweist der Gesetzgeber auf einen Ermessensspielraum. Unter sorgfältiger Verwaltung wird verstanden, dass das Vermögen erhalten und wenn möglich vermehrt werden soll, wobei die Vermehrung nicht um den Preis des Mündelwohls geschehen soll. Dabei hat der Vormund die Regeln einer soliden Vermögensverwaltung zu beachten (A. Guler, in: Basler Kommentar Art. 413 N 3ff.; siehe hierzu auch die Empfehlungen der VBK in: ZVW 2001,  S. 332 ff. auf: http://www.vbk-cat.ch/assets/pdf/de/dokumentationen/empfehlungen/03-Empfehlungen_Vermoegensanlage__ZVW_6-2001_.pdf ). 
Der Umfang der Vermögensverwaltung umfasst sämtliche Vermögenswerte, also alle geldwerten Rechte und Pflichten der bevormundeten Person, welche nicht gemäss Art. 412 ZGB  oder Art. 414 ZGB dieser überlassen bleiben (A. Guler, in: Basler Kommentar Art. 413 N 7). 
Welche Handlungen den vom Gesetzgeber erwarteten Sorgfaltspflichten entsprechen, ergeben sich aus der jeweiligen Situation. Dabei haben die Mandatsträger ihr Ermessen pflichtgemäss auszuüben. Das heisst, die Amtshandlungen müssen dem Legalitätsgrundsatz entsprechen, müssen verhältnismässig sein, das Rechtsgleichheitsgebot beachten, dem öffentlichen Interesse sowie dem Sinn und Zweck des Erwachsenenschutzrechtes entsprechen (U. Häfelin, G. Müller, Grundriss des allgemeinen Verwaltungsrechtes, Rz. 357 ff.).
3. Ist keine rechtzeitige Übergabe des Amtes möglich, muss der bisherige Amtsträger gemäss Art. 444 ZGB die notwendigen Handlungen weiter tätigen und die Behörde hat in Analogie zu Art. 386 ZGB selber die notwendigen Vorkehrungen zu treffen, um die Interessen der schutzbedürftigen Person sicher zu stellen (Th. Geiser, in: Basler Kommentar, Art. 441-444 ZGB N 11 f.). Besteht zwischen dem Ausscheiden des bisherigen in einem Dienstverhältnis stehenden Mandatsträger und dem Arbeitsbeginn des neuen Mandatsträgers eine zeitliche Lücke, so trifft den Arbeitgeber bis zur Regelung der Nachfolge die Weiterführungspflicht gemäss Art. 444 ZGB (K. Affolter, in: Basler Kommentar, Art. 451-453 ZGB N 23). 
4. Die Vormundschaftsbehörde hat gemäss Art. 452 ZGB i.V.m. Art. 423 ZGB den Schlussbericht und die Schlussrechnung zu prüfen. Das Ergebnis der Prüfung ist die Genehmigung oder die Verweigerung der Genehmigung (K. Affolter, in: Basler Kommentar, Art. 451-453 ZGB N 32, N55 ff.). 
Der Genehmigung, respektive Nichtgenehmigung der Schlussrechnung sowie des -berichtes kommt keine unmittelbare materiellrechtliche Bedeutung zu und  berührt somit die Verantwortlichkeit des Mandatsträgers nicht. Sie hat keine vollständige Entlastung des Mandatsträgers zur Folge, aber erhöhte Beweiskraft, da sie die Vermutung der Richtigkeit für sich geniesst (Th. Geiser, in: Basler Kommentar Art. 423 N 6; K. Affolter, in: Basler Kommentar Art. 451-453 N 60). Mit der Entlassung ist der Mandatsträger zu keiner weiteren Amtshandlung (gemäss Art. 444 ZGB) mehr berechtigt oder verpflichtet (K. Affolter, in: Basler Kommentar Art. 451-453 N 75).
5. Bei einem Mandatsträgerwechsel gehört es zur Aufgabe des neuen Mandatsträgers, allfällige Haftungsansprüche geltend zu machen (A. Egger, in: Zürcher Kommentar Art. 454 N 9 implizit).

Fazit:
Beantwortung der Frage 1: 
Die Frage im Zusammenhang mit der Verantwortlichkeit/Haftung ist vorliegend, ob eine Sorgfaltspflichtverletzung sowie ein Verschulden seitens der früheren Mandatsträgerin vorliegen.  Die Frage stellt sich aus rechtlicher Sicht unabhängig der Höhe des Schadens. Vielmehr muss die Sorgfaltspflicht, die der früheren Mandatsträgerin zukam unter Berücksichtigung eines ihr zustehenden Ermessensspielraums, beurteilt werden. Aufgrund des vorliegenden Sachverhaltes wird zwar festgestellt, dass das Budget nicht eingehalten wurde/werden konnte und dass die Vermögensverwaltung gemäss der Einschätzung der amtierenden Mandatsträgerin hätte optimiert werden können. Dies könnte auf eine Sorgfaltspflichtverletzung hindeuten. Gleichzeitig wird darauf hingewiesen, dass erschwerte Bedingungen geherrscht hätten. Hier müssten die Hintergründe geklärt werden, weshalb die frühere Mandatsträgerin sich nicht ans Budget hielt (sie ist nicht zwingend an ein EL Budget gebunden) und wie sie die Vermögensabnahmen begründet. Erst in diesem Lichte kann meines Erachtens festgestellt werden, ob eine Sorgfaltspflichtverletzung vorliegt. 
Hinzu kommt - neben den Fragen des Kausalzusammenhanges und des bezifferbaren Vermögensschadens - sodann die Frage des Verschuldens, also ob der früheren Mandatsträgerin das Verhalten aufgrund von Fahrlässigkeit oder Vorsatz zurechenbar ist.
Beantwortung der Frage 2:
Sollten die soeben erwähnten offenen Punkte klar ergeben, dass die Voraussetzungen für eine Verantwortlichkeitsklage gegen die bisherige Mandatsträgerin, resp. die zuständigen Behörden, gegeben sind, kann eine solche grundsätzlich geltend gemacht werden. Hierzu gehört es - neben den allfälligen Sorgfaltspflichtverletzungen - auch zu prüfen, weshalb keine Verantwortlichkeitsklage der Vorgängerin geltend gemacht werden konnte und ob diese jetzt noch geltend gemacht werden kann, aber auch wer gegebenenfalls eine Weiterführungspflicht hatte und diese nicht sorgfältig ausgeübt hatte.
Ferner ist abzuwägen, wie das Risiko für eine gerichtliche Auseinandersetzung einzuschätzen ist. In aller Regel haben Gemeinden Vermögensschadenshaftpflichtversicherungen abgeschlossen, bei welchen neben den Amtsvormunden auch private Mandatsträger/-innen gegenüber Haftungsansprüchen versichert sind. Diese Versicherungen decken i. d. R. gemäss den Allgemeinen Geschäftsbedingungen Haftungsansprüche ab, verlangen in der Regel aber auch einen Selbstbehalt. Deshalb ist man bei kleinen Vermögensschäden oftmals auch nicht abgedeckt. 
Beantwortung der Frage 3:
Wie in den Erwägungen dargelegt, hat die Genehmigung der Schlussrechnung keine materiellrechtliche Bedeutung, sondern blossen Indiziencharakter. 
Beantwortung der Frage 4:
Es empfiehlt sich, mit der früheren Mandatsträgerin/den früheren Mandatsträgern Kontakt aufzunehmen und die offenen Punkte in Bezug auf den Sachverhalt (siehe Beantwortung Frage 1) zu klären und zu verschriftlichen oder einen schriftlichen Bericht anzufordern. Je nachdem, ob die frühere Mandatsträgerin eine private Mandatsträgerin oder eine Amtsvormundin ist, wäre die Haftpflichtversicherung ihrer Gemeinde oder des Arbeitgebers der Amtsvormundin zu kontaktieren, um ggf. Ansprüche auch aussergerichtlich regeln zu können. Möglich ist auch, Ausstände über Gesuche an Stiftungen etc. auszugleichen. 
Damit kann unter Umständen ein kostenintensiver Zivilprozess umgangen werden.

Hochschule Luzern – Soziale Arbeit

Prof. Diana Wider, lic.  iur.
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